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Moskau soll mitarbeiten
Appell des Westens zur Bildung einer Viermächte-Arbeitsgruppe

W . Bonn (Eigenbericht), Am Vorabend der Berliner Sitzung 
des Bundestages, auf der erneut die Forderung nach der 
W iederherstellung der Einheit Deutschlands erhoben werden 
soll, haben sich die drei Westmächte in  gleichlautenden Noten 
an die Bundesregierung m it dem Vorschlag des Bundestages, 
eine Viermächte-Arbeitsgruppe zum Studium der deutschen 
F rage einzusetzen, einverstanden erklärt. Zur gleichen Zeit 
haben sie in Noten an die Sow jetregierung erneut ihre Ansicht 
unterstrichen, daß die v ier Großmächte eine gemeinsame Ver
antwortung fü r die Regelung der deutschen Frage und für die 
W iedervereinigung des gespaltenen Deutschlands tragen.

Die westlichen Antwortnoten, 
die am Dienstag in Bonn über
geben wurden, begrüßen die 
Anregung des Bundestags zur 
Schaffung einer Viermächte- 
Arbeitsgruppe unumwunden. Sie 
heben jedoch hervor, daß die 
Vorbereitungen für eine „G ip fel
konferenz“ seit dem Mai ins 
Stocken geraten sind. Damals 
sei von westlicher Seite der 
Vorschlag gemacht worden, 
auch die deutsche Frage auf 
die Tagesordnung eines T re f
fens der Regierungschefs zu 
setzen. Aber darauf habe die 
Sowjetregierung, trotz zw ei
m aliger Mahnungen im Juli und 
August, bisher nicht geant
wortet. In  den Noten w ird  dann 
die Hoffnung ausgesprochen, 
daß die Sow jetregierung sich 
jetzt m it vorbereitenden Be
sprechungen, w ie sie der Bun
destag vorgeschlagen hat, ein
verstanden erklären werde. Gut 
unterrichtete Kreise in Bonn 
glauben jedoch aus dem H in
weis auf die stockenden Vierer- 
Gespräche einen Zweifel heraus
zuhören, ob der Vorstoß des 
Bundestags und der Bundes
regierung zur richtigen Zeit 
erfolgt sei.

Von politischer Bedeutung ist 
in den Noten der Westmächte, 
daß sie sich indirekt gegen den 
sowjetischen Vorschlag wenden,

fü r die Bildung einer fre i ge
wählten gesamtdeutschen R e
gierung zu sorgen, die einen 
Friedensvertrag abschließen 
könnte. Solange eine solche 
Regierung noch nicht entstan
den sei, bleibe in Deutschland 
eine Situation bestehen, in der

ein T e il des deutschen Volkes 
gezwungen sei, die Unter
drückung durch ein aufgezwun
genes Regim e zu erleiden. „Seit 
langem werden die Bemühun
gen um eine Lösung deutscher 
Fragen durch die sowjetische 
W eigerung vereitelt, irgend
einem Plan fü r die W iederver
ein igung zuzustimmen, der die 
Freiheit des ganzen deutschen 
Volkes sichern würde. Sobald 
eine fre i gewählte gesamtdeut
sche Regierung geschaffen ist, 
die das deutsche V o lk  wahrhaft 
repräsentiert, könnte m it einer 
solchen Regierung ein F r ie 
densvertrag abgeschlossen w er
den.“

Neue sowjetische Atomversuche
Washington/Tokio (dpa). D ie 

Sowjetunion hat nach M it
teilung der amerikanischen 
Atom energie-Kom mission ihre 
seit März eingestellten Atom 
versuche wiederaufgenommen. 
In  einer kurzen Erklärung des 
amtierenden Vorsitzenden der 
Atomenergie-Kommission heißt 
es, die Sowjetunion habe nach 
den Feststellungen amerika
nischer Kontrollstationen zwei 
Atomwaffen gezündet. Beide 
Explosionen hätten nördlich des 
Polarkreises stattgefunden und 
seien „m äßig bis stark“ ge
wesen.

Damit hat die Sowjetunion 
ihre am 31. März einseitig ein
gestellten Atomversuche w ieder
aufgenommen, einen Monat be
vor in Genf Sachverständige 
von Ost und W est zur Beratung 
über die Einstellung aller Atom 
waffenversuche zusammentreten 
sollen. A llerdings hatte die 
Sowjetunion in den letzten 
Wochen bereits mehrfach an

einseitigen Verzicht entbunden 
fühle und möglicherweise w ie 
der Explosionen vornehmen 
werde. *

Inzwischen hat Großbritan
nien seine Erprobungen im  Ge
biet der Weihnachtsinseln im  
Pazifik  bereits beendet. Auch 
die amerikanischen Versuche im  
Pazifik  sind abgeschlossen. 
Led ig lich  in Nevada läuft ge
genw ärtig noch eine Serie k le i
nerer Versuche, die im Laufe 
des Oktober ebenfalls beendet 
werden sollen.

die Ausarbeitung eines deut
sehen Friedensvertrages in An- « gedeutet, daß sie sich an-
griff zu nehmen. Es heißt in gesichts der Fortsetzung der
den Noten, die Westmächte britischen und amerikanischen
seien ständig bemüht gewesen, Versuchsexplosionen von ihrem

Kieler Koalition bleibt
K ie l (ap). D ie schleswig-hol

steinischen Landesvorsitzenden 
der CDU und der F D P , M i
nisterpräsident K a i U we von 
Hassel und Justizminister Dr. 
Bernhard Leverenz, sind über
eingekommen, die CD U-FD P- 
Koalition  in Schleswig-Holstein 
fortzusetzen. W ie  Innenminister 
Dr. Kurt Lem ke (CDU) in einer 
in  K ie l veröffentlichten Presse
erklärung bekanntgab, w ird  
diese Vereinbarung noch von 
den zuständigen Gremien der 
beiden Parteien .geprüft werden.
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Gem einsam
J. B. G. Seit der Bundes

tag  am 2. Juli dieses Jahres 
einstimmig eine Entschließung 
zugunsten der Schaffung eines 
ständigen Vier-Mächte-Gremi- 
ums fü r die deutsche Frage 
gefaßt hat, w ird  in der Öffent
lichkeit v ie l von gemeinsamer 
Deutschlandpolitik gesprochen. 
Und sicherlich hat die Einstim
m igkeit jenes Beschlusses eine 
gewisse Hoffnung geweckt, daß 
die Parteien unbeschadet a ller 
anderen Gegensätze vielleicht 
doch dazu kommen könnten, in 
gesamtdeutschen Fragen —  so 
w ie  es früher einmal der Fa ll 
war —  stärker das Einende als 
das Trennende herauszustellen.

Wenn die stärkere Gemein
samkeit in gesamtdeutschen 
Fragen  erreicht, vertie ft und 
gewahrt werden soll, dann er
fordert das bei allen Parteien 
guten W illen. An ihm soll man 
nicht zweifeln . Es erfordert 
aber auch Nüchternheit in den 
Erwartungen. D ie Aufgabe der 
W iedervereinigung ist zu kom
plex und zu kompliziert, als 
daß mit einer vö lligen sach
lichen Übereinstimmung in der 
Beurteilung der Situation und 
der notwendigen Folgerungen 
einstweilen gerechnet werden 
könnte. Man macht unter Um
ständen einen guten Versuch 
tot, wenn man am Anfang zu
vie l von ihm erwartet. D ie ge
samtdeutsche Po litik  w ird  be
reits ein beachtliches Stück 
w eiter sein, wenn die Parteien 
in der Erörterung der gesamt
deutschen Fragen, Nöte und 
Aufgaben sich von dem W illen  
möglichster Verständigung le i
ten lassen, und wenn sie nicht 
mehr polemisch, sondern sach
lich miteinander umgehen. Da
zu gehört, daß weder gegenüber 
der Regierung noch zwischen 
den Parteien die Redlichkeit 
des gesamtdeutschen W illens 
bestritten wird.

D ie Handlungsfreiheit der 
Regierung, die schließlich als 
Regierung die Verantwortung 
trägt, soll nicht eingeengt w er
den. Aber gerade w eil es um 
nationale Lebensfragen geht, ist 
es gut, vor endgültigen Stel
lungnahmen und neuen Schrit
ten die Meinungen auszutau

schen und sie der Prü fu ng des 
kritischen Gespräches zu unter
werfen. Andererseits ist es nicht 
notwendig —  und diese Mah
nung g ilt  nicht nur, aber doch 
insbesondere auch fü r die P a r
teien — , daß jeder neue Vor
gang von gesamtdeutscher Be
deutung gewissermaßen w ie 
aus der P isto le geschossen mit 
einer mehr oder m inder partei
offiz ie llen  Äußerung etikettiert 
wird. Schnelligkeit is t zwar £in 
Kennzeichen unserer Zeit. Aber 
wenn es sich um etwas handelt, 
was seine besondere W ich tig
keit unter gesamtdeutschen Ge
sichtspunkten hat oder v ie l
leicht hat, dann ist es keine 
Schande, m it der Stellung
nahme zu warten, um in Ruhe 
und nach gründlicher Über
legung eine unter Umständen 
vorsichtig abgewogene M ei
nung zu sagen.

W enn das internationale Ge
spräch über die deutsche Frage 
ernsthaft in Gang kommt — 
und das ist das erste Ziel der 
am 2. Juli begonnenen Bemü
hungen •— , dann w ird  es, so 
w ie die D inge liegen, nicht in 
sensationellen Wendungen ver
laufen. Es w ird  ein sehr müh* 
sames und auf allen Seiten mit 
äußerster Vorsicht geführtes 
Gespräch sein. Es sind zu viele 
Interessen im Spiel, auch be
rechtigte oder wenigstens ver
ständliche Interessen. A lle  poli
tischen, militärischen und öko
nomischen Positionen, die seit 
1945 in und rund um Deutsch
land auf dem Status des ge
spaltenen Deutschlands ent
standen und geschaffen worden 
sind, werden verändert werden 
müssen, wenn durch die W ie 
dervereinigung Ruhe und F r ie 
den in der M itte Europas er
reicht werden sollen. M it sensa
tionellen Plänen und Vor
stößen w ird  dabei von deut
scher Seite aus nichts zu 
machen sein.

Der eine deutsche Beitrag 
w ird  vielm ehr sein müssen, 
alles bere itw illig  zu bedenken 
und konstruktiv zu beeinflus
sen, was im Laufe von ernsten 
Verhandlungen auf den Ver
handlungstisch kommt. Ein an
derer deutscher Beitrag hat* 
darin zu bestehen, daß immer 
w ieder Impulse an jene 
Mächte gegeben werden, die

die eigentliche Entscheidung 
haben. Diese Impulse sind not
wendig, w eil die Schwere des 
deutschen Problems die Ver
suchung in sich birgt, die 
Arbeit daran hinauszuschieben. 
Der w irkungsvollste Impuls 
aber kommt zustande, wenn am 
Verhalten der deutschen P a r
teien und des Volkes über
haupt deutlich w ird, daß die 
W iedervereinigung ein drän
gendes Problem  des ganzen 
Volkes ist und eben deshalb 
nicht mehr auf die lange Bank 
geschoben werden darf. Das 
gesamtdeutsche Verlangen in 
dieser W eise deutlich zu 
machen, ist insbesondere ge
genüber der Sowjetunion not
wendig.

*

Was die Verantwortung der 
Parteien dabei angeht, so 
waren es solche Überlegungen, 
die die Christlich-Demokra
tische Union Deutschlands ver
anlaßt haben, sich auf ihrem 
Bundesparteitag in K ie l in 
einer Entschließung fü r g rö 
ßere E in igkeit in der Arbeit 
für die W iedervereinigung aus
zusprechen. Der sozialdemo
kratische „Vorw ärts“ hat sich 
dazu m it recht unfreundlicher 
K r it ik  geäußert, so als ob die 
CDU nur w iderw illig  eine An
standspflicht erfü llt hätte. Dar
über braucht hier keine P o le
mik geführt zu werden. W er 
auf dem Parte itag  am vergan
genen Sonntag in K ie l w arf  
konnte an der betonten E in
stimmigkeit und dem begeister
ten Beifa ll der Delegierten 
sehen, daß hinter der Entschlie
ßung echtes Empfinden und. 
w irklicher W ille  stehen. Es ist 
auch kein Geheimnis, daß der 
Bundeskanzler und Parte ivor
sitzende selbst in den Vorbe
sprechungen mit am entschie
densten fü r die Stellungnahme 
des Parteitages eingetreten ist.

„Größere E in igkeit“ und
„mehr Gemeinsamkeit“ sind
Forderungen, die sich leicht 
aussprechen lassen und die der 
allgemeinen Zustimmung sicher 
sein können. Die Verw irk
lichung allerdings ist schwer. 
Im mer w ieder werden Gegen
sätze aufbrechen. Davon darf 
man sich den W illen  nicht
schwächen lassen. Das Volk
w ill es, und es w ill damit 
etwas Gutes: mehr E in igkeit 
und Gemeinsamkeit.



Gegen SED-Propaganda
Zwischenfall auf dem Historikerkongreß

Trier, (ap). Der Vorstand des 
Verbandes der H istoriker 
Deutschlands verwahrte sich 
zum Schluß der dreitägigen 
Jahresversammlung in T rie r ge
gen die Versuche spwjetzonaler 
Teilnehmer, den Kongreß durch 
SED-Propaganda zu stören. Er 
w ies zugleich den Protest dieser 
Gruppe wegen angeblicher 
„Verletzung der Gastfreund
schaft“ zurück.

D ie sowjetzonale Delegation 
von 23 H istorikern war vor A b 
schluß des Kongresses abge
reist und hatte dies in zwei 
Schreiben an den Vorstand des 
Historikerverbandes u. a. da
m it begründet, daß ihre M it
g lieder bereits am Eröffnungs
tage faktisch von der Teilnah
me ausgeschlossen worden 
seien. Dagegen hätten west

deutsche H istoriker in der So
w jetzone ungehindert sprechen 
und bisher auch die Archive 
dort benutzen können.

Der Vorstand des H istoriker
verbandes erklärte zu dem 
Schreiben, es erübrige sich, da
zu Stellung zu nehmen. D ie 
Haltung des Verbandes hätte 
kaum krä ftiger begründet w er
den können. Im  übrigen sei 
keineswegs generell sämtlichen 
Plistorikern aus der Sowjetzone, 
deren unerwartetes Erscheinen 
überrascht habe, in den D is
kussionen das W ort verw eigert 
worden. In  den Sektionssitzun
gen hätten vielmehr M itglieder 
der sowjetzonalen Delegation 
versucht, statt zum Thema zu 
sprechen, „grundsätzliche E r
klärungen“ abzugeben.

Wissenschaftler-F tucht hält an
Berlin (Eigenmeldung). W e

n ige Tage nach der Flucht des 
Professors an der Bergakade
m ie Freiberg, Dr. Friedrich 
Leutwein, floh nach M itteilung 
des Informationsdienstes W est 
auch der Dozent am Institut für 
chemische Kohlenveredlung der 
Akademie, Dr. Hans-Georg 
Schäfer, in die Bundesrepublik. 
Mehrere Wissenschaftler der 
Ostberliner Humboldt-Universi
tät verließen in den letzten T a 
gen Ostberlin und suchten in 
W estberlin um politische N o t
aufnahme nach, u. a. Prof. Dr. 
Hans Baumann, der D irektor 
des Instituts für Meliorations
wesen, sowie die Assistenten 
Dr. Hans-Joachim Brosell und 
Rüdiger Groth. Auch die Flucht 
von Fachärzten und Ärzten aus 
der Sowjetzone hält unvermin

dert an. In  W estberlin melde
ten sich der Vorsitzende der 
Wissenschaftlichen Gesellschaft 
fü r Veterinärmedizin in der 
Sowjetzone, P ro f. F r itz  F reu 
denberg, der Chefarzt für Chir
urgie und U rologie aus Halle, 
Dr. Gerd Heinzeimann, sowie 
der wissenschaftliche Assistent 
an der Universitäts-Augenklinik 
in Ostberlin, Dr. med Johann 
K a rl Homuth.

Der L e ite r  eines der früher 
führenden deutschen Buchver
lage Rüttgen & Löning, H er
mann L ew y  (SED), ist nach 
M itteilung des Inform ations
dienstes W est nach W estberlin 
geflüchtet. Der 1884 gegründete 
Verlag befaßte sich vor allem 
m it der Herausgabe von Ge
schichtsliteratur.

SED beschlagnahmt Kapelle
„Verwendung fiir soziale Zwecke44 — Schwestern verurteilt

Berlin (dpa/kna). A u f Anwei
sung der Sowjetzonenbehörden 
ist, w ie erst je tzt bekannt w ird, 
eine neuerbaute Kapelle der 
katholischen Kirchengemeinde 
Kayna im Bezirk H alle Ende 
Juli geschlossen und der K ir 
chengemeinde das Betreten des 
Gotteshauses untersagt worden.

A u f Beschluß der Gemeindever
waltung K ayna wurde die K a 
pelle „zur Verwendung für sozi
ale Zwecke“ übernommen. Der 
Bezirk H alle dagegen hat sich 
die Entscheidung darüber noch 
Vorbehalten.

Nach Angaben des Berliner 
„Petrusblattes“ war das Grund

stück, auf dem die Kapelle er
richtet wurde, m it Zustimmung 
der Gemeindeverwaltung an die 
Kirchengemeinde verkauft w or
den. D ie kommunalen Behörden 
hatten die Bauerlaubnis münd
lich m it der Zusage erteilt, die 
schriftliche Bestätigung fo lgen 
zu lassen.

Fün f Monate nach der zwangs
weisen Schließung des katholi
schen Kinderheimes St. Joseph 
in Stralsund wurden zwei der 
leitenden Schwestern des H e i
mes vom Kreisgericht Stralsund 
zu drei bzw. zwei Monaten 
Gefängnis m it zw eijähriger Be
währungfrist verurteilt. Die 
Anklage w arf den Verurteilten 
W irtschaftsvergehen vor, w eil 
die Schwestern das fü r die Ver
sorgung der Heiminsassen an
gewiesene Fleischkontingent 
nicht vollständig verbraucht 
hatten. Während der Verhand
lung wurden keine der bei der 
Schließung des Heimes erhobe
nen Anschuldigungen hinsicht
lich der Erziehung der K inder 
aufrechterhalten. Die SED- 
Parteizeitung „Neues Deutsch
land“ hatte die Zwangsräumung 
des Heimes damit begründet, 
daß die K inder gezüchtigt w or
den seien.

FD J lädt 
„Falken"-Führer ein

Berlin (ap). Der Zentralrat 
der sowjetzonalen Jugendorga
nisation „F re ie  Deutsche Ju
gend“ (FD J) hat die Führer 
verschiedener westdeutscher Ju
gendorganisationen zu einem 
Besuch in die Sowjetzone ein
geladen, „dam it sie sich über
zeugen können, w ie die Jugend 
der Republik fü r den Sieg des 
Sozialismus arbeitet“ . Nament
lich wurden nach einer Meldung 
der Sowjetzonen - Nachrichten
agentur adn der Vorsitzende 
der „Sozialistischen Jugend 
Deutschlands —  die Falken“ , 
Karl-H einz Pra ll, der V orsit
zende der„Naturfreundejugend“ , 
Herbert Faller, sowie der Haupt
abteilungsleiter und der Bun
desjugendsekretär der Gewerk
schaftsjugend im DGB, W er
ner Hansen und Edmund Duda, 
eingeladen.



Frieden aus Wahrheit
Der Philosoph Karl Jaspers zur Politik in Deutschland

D er diesjährige „Friedenspreis des deutschen Buchhandels“  
wurde in der Paulskirche zu Frankfurt in Anwesenheit von 
Bundespräsident Heuss dem 75jährigen Philosophen, Professor 
I ia r l Jaspers, verliehen. Nachstehend veröffentlichen w ir eine 
Zusammenfassung des Festvortrags, in dem sich der Philosoph, 
dessen Lebenswerk hei der Feierstunde von P ro f. Hannah 
Arendt gew ürd igt wurde, kritisch zu dem Thema „W ahrheit, 
F reiheit und Friede“  äußerte.

D er äußere Frieden ist heute 
nur möglich als ein W eltfriede, 
betonte K a rl Jaspers zu Be
ginn seiner Ansprache. In  ei
ner W eltlage, in der die großen 
farb igen  Völker durch ihre 
Menschenzahl und Bodenschätze 
und ihre fortschreitende Tech
nisierung in wenigen Jahrzehn
ten dem Abendland überlegen 
sein werden, sei der äußere 
Frieden nur in Gemeinschaft 
mit diesen Völkern und nur im 
Umgang m it der totalen H err
schaft möglich. Dieser Friede 
sei jedoch keine Kam pf losig- 
keit. Aber der Mensch könne 
den Kam pf verwandeln aus ge
waltsamem Kam pf in den gei
stigen und in den liebenden 
Kam pf. Statt Überlegenheit im 
Sieg sei das Ergebnis die ge
meinschaftliche Wahrheit.

Der Friede beginne im eige
nen Hause, fuhr Jaspers fort. 
Der W eltfriede beginne m it 
dem inneren Frieden der Staa
ten. „Denn die Friedlosigkeit 
der Innenpolitik macht auch 
den Frieden in der Außen
politik  unmöglich.“ D ie äußere 
Freiheit eines Staates und in
nere Freiheit durch seine Re- 
gierungsart hätten Bestand
durch die existentielle Freiheit 
der einzelnen Menschen. Äußere 
politische Freiheit könne auch 
ein despotischer Staat haben. 
E ine fre ie demokratische Ver
fassung könne auch ein Volk 
innerlich . unfreier Menschen 
haben. Freiheit beginne als 
F reiheit des einzelnen.

In  der gesamten politisch
freien  W elt sei die Unwahrheit 
die größte Gefahr. „W ir  dürfen 
nicht behaupten, daß die soge^ 
nannte fre ie W elt heute w irk 
lich fre i ist. Sie hat vor der 
totalen Herrschaft nur den Vor
zug dieser Chance, fre i zu
werden. Die Idee der Demo
kratie droht in einer formal 
werdenden Demokratie verlo
renzugehen, die zu einem M it
tel von Manipulationen von

Politikern  und W irtschaftsin
teressenten entartet. D ie Idee 
der Demokratie verlangt die 

' Fühlung der Staatsmänner m it 
dem Volke.“

„In Herzen und Köpfen“
Die Demokratie in Deutsch

land sei nicht geboren aus der 
Gesinnung eines Befreiungs
kampfes, sondern im Westen 
von den Siegern des letzten 
Krieges verordnet. „Nur wenn 
w ir  wissen, daß w ir die Demo
kratie bisher allein als V er
fassungsform äußerlich, noch 
keineswegs als W irklichkeit der 
demokratischen Idee innerlich 
in unseren Herzen und Köpfen 
haben, ist die Möglichkeit da, 
daß w ir  Demokraten werden“ , 
sagte Jaspers. Wenn w ir lebten, 
als ob der Bismarckstaat noch 
einmal w ieder wirklich werden 
könnte, ließen w ir Gespenster 
das Blut der Gegenwart trin
ken und uns verhindern, die 
realen Gefahren und die großen 
Möglichkeiten der Zukunft zu 
begreifen. Die Frage des F r ie 
dens sei nicht zuerst eine Frage 
an die W elt, sondern für jeden 
an sich selbst. Wahrheit könne 
den deutschen inneren Frieden 
bringen. Sie könne es verweh
ren, uns schuldig werden zu 
lassen an neuen Katastrophen.

Durch soziale Gerechtigkeit
M it der politischen Selbster

ziehung würden die großen 
Parteien aufhören, W eltan
schauungsparteien zu sein. Sie 
würden auf dem gemeinsamen 
Boden des Staates republikani
scher Regierungsart stehen 
und das politische Gewissen für 
die gemeinsamen Bedingungen 
der Freiheit haben.

„W elch große Aussicht, wenn 
auf der einen Seite eine Sozial
demokratie, befreit vom Dogma 
einer marxistischen W eltan
schauung. in klarer Vorstellung 
der W eltlage, die Außenpolitik 
Adenauers zu der ihren machte, 
die W irtschaftspolitik, die das

Wirtschaftswunder ermöglichte, 
in den Grundzügen akzeptierte, 
und nun mit dem ganzen Ernst 
sozialer Gerechtigkeit für die 
Solidarität des Operierens aller 
Glieder der Arbeit, nicht für 
einen Kam pf von nicht mehr 
existierenden Klassen sich ein
setzte !“ sagte Jaspers.

„Und wenn man auf der an
deren Seite die konservative 
Partei, befreit von restaurati- 
ven Äußerlichkeiten, befreit von 
der unter konfessionellen P rin 
zipien unter Ausfall der freien 
Geistigkeit erfolgenden Ämter
patronage, die sozialistische 
Prinzip ien ihrerseits in den auf 
konkrete soziale Gerechtigkeit 
zielenden Grundzügen akzep
tierte, aber nun mit dem gan
zen Ernst die geistige Überlie
ferung hütete, sie selber durch 
die W irklichkeit ihrer Menschen 
bezeugt, und wenn sie dem ge
samten Volk überzeugend fühl
bar machte, daß ohne diese 
Überlieferung auf dem Grunde 
der griechisch-römischen Antike 
und der Bibel die Substanz un
seres Wesens verlorengehe!“

Für die Wahrhaftigkeit
Jaspers meinte, daß die poli

tische Erziehung in Deutsch
land noch kaum in Gang ge
kommen sei und in der Propa
ganda zu den Wahlterminen 
vollends verloren scheine.

Auch das gemeinsame Grund
wissen von der Herkunft unse
rer L^ige aus dem w ilhelm ini
schen Deutschland, über dessen 
Sturz zur „Demokratie des K o l
lapses“ und zum Nationalismus 
verlange W ahrhaftigkeit, beton
te Jaspers. „Nur durch bewußte 
Umkehr der politischen Den
kungsart können w ir  unsere 
Freiheit gewinnen.“ V iele junge 
Deutsche zweifelten an der 
Redlichkeit der Erwachsenen. 
„Schon der Jugend müßte ge
zeigt werden, was geschehen 
ist und daß w ir Menschen die 
Folgen der Handlungen unserer 
E ltern und Voreltern im Guten 
w ie im Schlimmen übernehmen 
müssen. E ltern dürften ihre 
K inder nicht bewahren wollen 
vor schrecklichen Kenntnissen. 
Vergessen verhindert m it der 
Wahrheit die politische Erzie
hung.“



&

Kinder im Arbeitseinsatz
Aufzeichnungen über Ereignisse und Stimmungen in der Zone

B. Berlin (Eigenbericht). V iele 
Besucher aus der Zone waren 
anläßlich der Deutschen Indu
strie-Ausstellung in Westberlin. 
Ihre F rage: „Wann kommt die 
W iederverein igung?“ oder „Was 
tut ihr für uns?“ oder „Müssen 
w ir  denn noch lange aushal- 
ten?“ Ihre Antw ort: „W ir  in 
der Zone sind es ganz allein, 
die den zweiten W eltk rieg be
zahlen.“  Und zwischen Resi
gnation und Anklage spürt man 
dennoch die Hoffnung.

LEIPZIG
Eine militante Schau. Feuer

werk, Platzkonzerte, Volkstänze 
und sportliche Wettkäm pfe 
hatten Tausende auf die Beine 
gebracht. Es nannte sich „Som
merspartakiade“ . Es war aber 
neben allen Schaukämpfen mehr 
eine wehrpolitische Demonstra
tion, sie diente laut „Leipziger 
Volkszeitung“ der Erhöhung 
der Gefechtsbereitschaft. Aus 
dem Programm  der Sparta
kiade : Militärischer Mehrkampf 
der Kampfgruppen des Bezirks. 
Sportschießen K K -P is to le . SED- 
Großkundgebung auf der Fest
wiese des Sportforums.

Dozenten im Arbeitseinsatz: 
P ie  Dozenten des Instituts für 
Berufsschullehrerausbildung in 
L e ip z ig  haben während der 
Sommerferien 2026 Stunden an 
der Rapp-Bodetalsperre gehol
fen.

CHEMNITZ
Rote Nelken an die Betriebs

leitung. Einen Strauß roter 
•Nelken überreichten K inder der 
Annenschule in Chemnitz dem 
L e iter  des VEB Getriebewerkes 
als Dank dafür, daß sie im 
W erk arbeiten dürfen. Sie sol
len folgende Arbeiten lernen: 
Revolverdrehen, Spitzendrehen, 
Abwälzfräsen, Stoßen, K ege l
radhobeln, Warmbehandlung, 
Innenschleifen, Außen- und 
Flankenschleifen und Abgrate- 
rei. E ltern der K inder haben 
gegen den polytechnischen Un
terricht Einspruch erhoben, aber 
ohne Erfolg. „D er Klassen
feind“ , so sagt die SED, „w ill 
den Entwicklungsprozeß im 
Schulwesen der D D R stören.“

Kartoffeln und Kohlen selbst 
abholen. D ie Transportkapazi

täten der Transportbetriebe 
sind erschöpft. Der VEB A lt 
stoffhandel muß zur Karto ffe l
versorgung herangezogen w er
den. Aber die Bevölkerung ist 
auf gerufen, sich von den Haupt
verteilungsstellen die Kartoffeln 
und die W interkohlen selbst 
abzuholen. Das sei eine „pa
triotische T a t“ .

Aber im H otel „Carola“ gibt 
es mittwochs, donnerstags und 
freitags ein W ild - und Geflügel
essen.

WUSTERMARK
K inder im Arbeitseinsatz. Die 

Schüler der Grundschule W u
stermark-Elstal müssen im 
polytechnischen Unterricht auf 
dem Verschiebebahnhof W uster
mark arbeiten. Sie müssen dort 
bei der Verladung von Stück
gütern helfen und Be- und Ent
ladungen durchführen. Die Gü
ter w iegen oft V2 bis 1 Zentner. 
D ie Eltern haben gegen diesen 
polytechnischen Unterricht m it 
dem Hinweis protestiert 
„. . . und es ist doch K inder
arbeit“ . Den protestierenden 
Eltern wurde erklärt, daß diese 
A rt des polytechnischen Unter
richts, den Kindern die beste 
Möglichkeit gibt, die im U nter
richt gelernten Gesetze w ie 
z. B. von der schiefen Ebene 
und vom Flaschenzug kennen
zulernen.

Kontrollen und neue Bus
linien gegen Westberlin-Reisen. 
An den Übergangsstellen von 
der Zone nach W estberlin w er
den besonders Bewohner der 
Randgebiete kontrolliert. D ie 
Vopo weist sie darauf hin, daß 
sie nicht mehr durch W estber
lin zu fahren brauchen,, w eil 
neue Buslinien rings um Ber
lin den Nahverkehr entlasten. 
Sie wurden eingerichtet, um die 
Reise durch W estberlin zu ver
hindern.

HALLE
Wahlversammlung an der 

Weingärtenschule H a lle: 97 P ro 
zent aller Schüler müssen in 
der Pionierorganisation sein, 
96 Prozent der. Schüler nehmen 
an der Jugendweihe teil. Die 
Arbeiter- und Bauernkinder

müssen besonders gefördert 
werden. W e il unter den Sitzen
bleibern nocti viele Arbeiter
kinder sind, hätten die Lehrer 
den Sinn der Förderung der 
A rbeiter- und Bauernklasse 
nicht erkannt. D ie Vorbehalte 
der E ltern gegen die Einfüh
rung des polytechnischen Un
terrichts aber seien ' „A rgu 
mente“ der Westsenden

Pankow befestigt 
„Staatsgrenze W est"

W . Bonn (Eigenbericht). D ie 
Grenzpolizei der Sowjetzone ist 
seit einiger Zeit damit beschäf
tigt, die Zonengrenze noch dich
ter abzuschließen, um die so
genannte „Republikflucht“ nach 
Westdeutschland zu unterbin
den. Nach in Bonn vorliegenden 
Informationen werden neue 
Wach türme gebaut, Schlag
bäume errichtet und die te il
weise verfallenen Holzzäune an 
der Grenze durch neue mit Be
tonsäulen ersetzt. H in ter dem 
Zaun an der Zonengrenze w ird  
an vielen Stellen in einer Ent
fernung von teils 20, teils bis 
zu 150 Metern ein zweiter Zaun 
errichtet. Außerdem werden in
nerhalb der Fünfkilometerzone 
hinter der Zonengrenze vielfach 
an Straßen und W egen 
Schlagbäume auf gestellt, um 
jedes durchfahrende Fahrzeug 
schon in ein iger Entfernung von 
der Zonengrenze zu kontrollie
ren.

Hand in Hand mit diesen 
Maßnahmen geht eine Verhär
tung der Abtrennung von W est
deutschland auch in der amt
lichen Sprache. Man spricht seit 
ein iger Zeit in der Sowjetzone 
nicht mehr von einer Demarka
tionslinie, sondern die Zonen
grenze w ird  offiziell als „Staats
grenze W est“ bezeichnet.



Deutsche Frage vor dem Bundestag
Fraktion über gemeinsame Entschließung einig

Berlin (ap). Der Deutsche 
Bundestag hat am Mittwoch
nachmittag um 14*Uhr in Berlin 
seine Sitzungsperiode 1958/59 
m it einer Debatte über das 
Schicksal der Deutschen in der 
Sowjetzone und das Flücht
lingsproblem  eröffnet. D ie erste 
Sitzung, auf deren Tagesord
nung als einziger Punkt das 
Deutschlandproblem steht, 
wurde eingeleitet durch eine 
gemeinsame Große An frage der 
Fraktionen an die Bundesregie
rung zur Lage  in der Sow jet
zone, zur Situation der Flücht
linge und zur F rage der W ie 
dervereinigung. Diese An frage 
wurde vom SPD-Abgeordneten 
Wehner, dem Vorsitzenden des 
Bundestagsausschusses für Ge
samtdeutsche Fragen, begrün
det und vom Bundesminister 
fü r Gesamtdeutsche Fragen, 
Ernst Lemmer, für die R eg ie
rung beantwortet.

Nach Vereinbarung des Ä lte
stenrates sprach anschließend je 
ein Vertreter der Fraktionen, 
und zwar fü r die CDU Dr. 
Gradl, für die SPD an Stelle 
des erkälteten Erich Ollenhauer 
der Abgeordnete Carlo Schmid,' 
fü r die F D P  Dr. Mende und für 
die D P  Herbert Schneider.

SPÖ zieht Antrag zurück
Die SPD-Fraktion war am 

Dienstag überraschend m it dem 
Antrag an die Öffentlichkeit ge
treten, ein „Am t für innerdeut
sche Regelungen“ zu errichten, 
das die entsprechenden Am ts
stellen fü r Interzonenhandel, 
Verkehr, Justiz und Post zu
sammenfassen, Vorschläge zur 
Regelung innerdeutscher F ra 
gen unterbreiten und von einem 
Vorsitzenden im  Ministerrang 
geleitet werden sollte, ohne daß 
dieser der Regierung angehört. 
A u f Grund einer Reihe von E in
wänden verfassungsrechtlicher 
und technischer Art, die von 
den anderen Fraktionen er
hoben wurden, teilte die SPD 
jedoch später m it, sie werde 
ihren Antrag zurückstellen und 
erst in Bonn form ell einbrin- 
gen. Carlo Schmid w.ill jedoch 
bereits in seiner Rede am M itt
woch die Grundzüge dieses P la 
nes erläutern.

Adenauer eingetroffen
Im  Verlauf der Debatte w ird 

voraussichtlich auch Bundes
kanzler Adenauer das W ort er
greifen, der am Dienstagvor
m ittag planmäßig auf dem 
Flughafen Tem pelhof eintraf. 
E r wurde dort vom Regieren
den Bürgermeister Brandt, von 
Parlamentspräsident Henne
berg, Bürgermeister Amrehn 
sowie von einem Vertreter des 
noch nicht vö llig  w iederher
gestellten Bundesbevollmächtig
ten Dr. Vockel herzlich begrüßt. 
Adenauer sprach die Hoffnung 
aus, daß die Sitzung des Bun
destages in Berlin dem Ziele 
der deutschen W iederverein i
gung dienlich sein werde. Im  
weiteren Verlauf des Tages gab 
der Kanzler vor der CDU-Frak- 
tion einen ausführlichen po li
tischen Lagebericht und nahm 
an einem Empfang teil, den der 
Berliner Senat für die Bundes
regierung und den Bundestag 
gab. A ls Gäste sah man auch 
Bundestagspräsident Gersten
maier, die M itglieder des Bun
deskabinetts, die Fraktionsvor
sitzenden des Bundestages und 
zahlreiche Ehrengäste. Gersten
maier suchte am Abend den

Neue DBK-Suchsklion
München (dpa). Das Deutsche 

R ote Kreuz hat damit begon
nen, in einem letzten entschei
denden Anlauf noch einmal 
möglichst viele Schicksale der 
rund 1,2 M illionen vermißten 
deutschen Soldaten zu klären. 
Jeder registrierte Heimkehrer 
w ird  vom Deutschen Roten 
Kreuz Listen  m it Namen und 
Bildern jener Vermißten erhal
ten, die einmal in seiner E in
heit gedient haben. D ie B efra
gung w ird  mehr als zwei Jahre 
dauern.

SPD und Bundeswehr
Bonn (dpa). D ie SPD trägt 

unausweichlich die M itverant
wortung dafür, daß sich die 
Bundeswehr als demokratische 
Einrichtung in die Ordnung der 
Bundesrepublik eingliedert und 
keiner Partei dienstbar w ird. Dies 
erklärte der Geschäftsführer der 
SPD-Fraktion im Bundestag, 
Dr. Arndt, in einem Artikel

Regierenden Bürgermeister 
Brandt zu einer Besprechung 
auf, bei der allgemeine, die 
Entwicklung Berlins angehende 
Fragen sowie der Fortgang der 
W iederherstellungsarbeiten am 
Reichstagsgebäude erörtert 
wurden. Anschließend erklärte 
Gerstenmaier, der Aufbau der 
Ruine solle „zü g ig “ erfolgen. 
Einen entsprechenden Beschluß 
hat das Bundestagspräsidium 
gefaßt.

Besprechungen 
über Berlin-Hilfe

Die Sorgen und Nöte Berlins 
w ird  auch Bundeskanzler Ade
nauer, w ie angekündigt, mit 
den M itgliedern des Senats in 
einer gemeinsamen Sitzung er
örtern. Bei seinem Eintreffen 
äußerte Adenauer die Hoffnung, 
daß man eine Lösung der be
stehenden Problem e finden 
werde. Bei seinem jetzigen Be
such in der Viersektorenstadt 
w olle er zugleich jene Bespre
chungen nachholen, die ur
sprünglich für den Sommer ge
plant waren und dann wegen 
der internationalen K rise hat
ten abgesagt werden müssen.

des sozialdemokratischen „V or
w ärts“ . Arndt erinnert daran, 
daß auch Kurt Schumacher der 
Überzeugung war, daß das R in 
gen um die deutsche Demokra
tie allein dann von E rfo lg  ge
krönt sein werde, wenn es ge
linge, eine Entfremdung zw i
schen Soldaten und Arbeiter zu 
vermeiden, w ie  sie die W eima
rer Republik belastet habe.

Menschenraub in Berlin?
Berlin (dpa). M itten in W est

berlin hat sich am Dienstag
abend vermutlich ein frecher 
Menschenraub ereignet. Eine 
Zeugin alarm ierte gegen 23 Uhr 
die Polizei, w eil sie nach ihren 
Aussagen am Stuttgarter P latz 
in Charlottenburg einen schwar
zen Volkswagen beobachtete, 
der m it überhöhter Geschwin
digkeit in Richtung W ilm ers- 
dorfer Straße an ihr vorbei
raste. Ein Mann hing halb aus 
diesem W agen heraus und 
schrie gellend um H ilfe . Sofort 
wurde Großalarm gegeben.



Selbstbestimmung für die Zone!
Kuratoriums-Tagung beendet — Gefahr der Müdigkeit ,,

V
Berlin. (Eigenmeldung/dpa).

Das Selbstbestimmungsrecht 
auch für die Deutschen in der 
Sowjetzone forderte das Kura
torium „Unteilbares Deutsch
land“ in einer Entschließung, 
die am Ende seiner dreitägigen 
Berliner Jahreskonferenz ange
nommen wurde. Das Kurato
rium stimmte in der Entschlie
ßung dem Appell m itteldeut
scher LandsLeute zu, auch die 
Vereinten Nationen zur Förde
rung der Lösung der deutschen 
Frage aufzufordern.

In  einer weiteren Entschlie
ßung wandte sich das Kurato
rium „an die Mächte in Ost 
und W est“ , den politischen Ge
fangenen die Freiheit zu geben. 
Außerdem forderte es den be
schleunigten Ausbau des 
Reichstagsgebäudes in Berlin 
und eine Verbe~3erung der so
zialen Betreuung der Flücht
linge in den Berliner Lagern 
unter M ithilfe der Städte, Ge
meinden und freien W ohlfahrts
verbände.

Zuvor hatte der Vorsitzende 
des Bundestagsausschusses für 
Auswärtige Angelegenheiten, 
K iesinger, der über das

„Deutschlandbild im W esten“ 
"Sprach, die deutschen Po litiker 
aufgefordert, sich trotz man
cher Meinungsverschiedenheiten 
über die Methoden der W ieder
vereinigung darauf zu besinnen, 
in w ie vielen Punkten sie sich 
ein ig seien. Auch müsse das 
schwere Schicksal der Menschen 
in Mitteldeutschland noch viel 
stärker in das Bewußtsein 
Westdeutschlands gerückt w er
den. Nur so könne der Gefahr 
einer Müdigkeit gegenüber die
ser wichtigsten Frage im deut
schen Volke begegnet werden.

über das Deutschlandbild, 
w ie es die asiatischen Völker 
hätten, referierte der ehemalige 
Botschafter in Indien und je t
z iger Bundestagsabgeordnete, 
Prof. Meyer. In  Asien, so er
klärte er, sei die Frage der 
deutschen Einheit bisher auf 
Zweife l an der Ernsthaftigkeit 
der Bestrebungen im deutschen 
Volk und seiner Regierung ge
stoßen. Diesen Zweifel könne 
man nur durch das klare Be
kenntnis entgegenwirken, wo
bei eine selbständige politische 
Haltung der Deutschen auch in 
anderen weltpolitischen Prob le
men erarbeitet werden müsse.

Schnüffelbogen an Studenten
Ost-Universität fragt nach Verwandten im Bundesgebiet
Berlin (dpa). Das Protektorat 

für Studienangelegenheiten an 
der Ostberliner Humboldt-Uni
versität hat jetzt an alle Stu
denten einen „Zusatzfragebogen 
zur Rückmeldung“ , ausgegeben, 
in dem neben der Anschrift und 
den Arbeitsstellen der Eltern 
und Geschwister besonders nach 
Verwandten ersten Grades in 
der Bundesrepublik oder dem 
Ausland gefragt wird.- W ie der 
Untersuchungsausschuß fre iheit
licher Juristen berichtet, w ird  
im einzelnen gefragt, seit wann 
sich solche Verwandten in der 
Bundesrepublik oder im Aus
land aufhalten und welche T ä 
tigkeit sie ausüben.

Außerdem müssen die Stu
denten angeben, ob sie jemals 
in der Bundesrepublik oder im 
Ausland waren. Neben genauen 
Zeitangaben verlangt der F rage
bogen auch Auskunft, weshalb 
derartige Reisen vorgenommen

worden sind und ob bei A u f
enthalten in Westdeutschland 
oder im Ausland eine Tätigkeit' 
ausgeübt wurde. Der Student 
muß bescheinigen, daß jedes 
Verschweigen einer Verände
rung, die sich gegenüber den 
bei der Studienbewerbung aus
gefüllten Fragebogen und die
sen neuen Zusatzfragen ergibt, 
Disziplinarmaßnahmen nach sich 
ziehen kann.

Buchhändler sollte 
die Kunden bespitzeln
T . Berlin. (Eigenmeldung).

Der Inhaber der einzigen 
namhaften katholischen Buch
handlung in Ostberlin, W alter 
W eiss ist in der vergangenen 
Woche nach dem Westen geflüch
tet, w eil er vom SSD zu Spit
zeldiensten gegenüber seinen 
Kunden gezwungen werden

sollte. Ein Beauftragter des 
Ministeriums fü r Staatssicher
heit war kürzlich hei ihm er
schienen und hatte ihn aufge
fordert, sich zu regelmäßigen 
L ieferungen von Berichten über 
Gespräche und Äußerungen sei
ner Kunden zu verpflichten, zu 
denen auch zahlreiche Geistliche 
aus der Zone zählten. Vor sei
ner Flucht hat W eiss sämtliche 
Unterlagen über seinen Kun
denkreis sichergestellt bzw. 
vernichtet. E r rechnet m it der 
Möglichkeit, daß die Buchhand
lung unter altem Namen, aber 
unter einer vom SED-Regime 
unauffällig eingesetzten neuen 
Leitung fortgeführt w ird.

Gefängnis für 
„Fluchtvorbereitung"

W egen „Vorbereitung zur R e
publikflucht“ verurteilte das 
Kreisgericht L e ip z ig  den Leiter 
der Abteilung Energieversor
gung des volkseigenen L e ip 
ziger Eisen- und Stahlwerkes, 
Robert Ballhaus, zu acht Mona
ten Gefängnis. Ballhaus gehörte 
seit 1946 der SED an und wurde 
seither fünfmal als „A ktivist“ 
ausgezeichnet.

Gomulka klagt Kirche an
Warschau (ap). Der polnische 

Parteisekretär Gomulka hat die 
Katholische K irche Polens der 
„offenen Auflehnung“ gegen 
sein Regim e beschuldigt. In  
einer Rede vor Parteiaktivisten 
erklärte Gomulka, die polnische 
Regierung habe nicht die A b
sicht, das im Dezember 1956 
geschlossene Abkommen mit 
der K irche zu kündigen oder 
aufzuheben oder den fre iw illigen  
Religionsunterricht in den 
Laienschulen zu unterbinden. 
E r verlange aber vom polni
schen Episkopat, daß die K ru 
zifixe in den Laienschulen so
fo rt abgenommen und damit 
der Laiencharakter dieser Schu
len w iederhergestellt’ werde. Im  
weiteren Verlauf seiner Aus
führungen kündigte Gomulka 
eine Erziehungsreform an, die 
auf den Erfahrungen der So
wjetunion fußen werde. Haupt
aufgabe der Reform  sei die so
ziale Umerziehung und der 
Aufbau des Sozialismus in 
Polen.



BILBEE BES WOCHE. Oben: Aus Einzelteilen werden die amerikanischen „Star
fighter-Düsenjäger auf Formosa montiert. Unser Bild zeigt den fertigen Überschall
jäger auf einem Flugplatz der Insel. —■ Unten: Eine der modernsten Brücken in 
Deutschland wurde jetzt dem Verkehr übergeben. Die 363 Meter lange Brücke über

quert das Nahetal bei Bingen.


